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AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITIK 11.07.2016 | Rolf Mützenich

Der Säbel bleibt stecken
Die NATO-Staaten haben sich auf Abschreckung ohne
Provokation geeinigt. Gut so.

Die NATO wird ihre Präsenz in Osteuropa verstärken. Mit der
Entscheidung des Gipfeltreffens in Warschau trägt die Allianz der
nachvollziehbaren Besorgnis der osteuropäischen Mitgliedsländer vor
Russland Rechnung. In Polen, Estland, Lettland und Litauen wird jeweils
ein Bataillon (rund 1.000 Soldaten) auf Rotationsbasis stationiert
werden. Die von Polen und Balten geforderte permanente Stationierung
von NATO-Truppen wurde von Deutschland und anderen Ländern als
Verstoß gegen die NATO-Russland-Grundakte von 1997 abgelehnt. Aus
Sicht der Balten und Polen ist diese – wenn auch eher symbolische –
Stationierung eine Art Lebensversicherung und Ausdruck des
Beistandsversprechens nach Artikel 5 des NATO-Vertrages.

Das Motto des Gipfeltreffens lautete also: „Abschrecken ohne zu
provozieren“. Auch deshalb werden die Ukraine und Georgien – nicht
zuletzt auf deutsches Drängen – keine Einladung zu einer NATO-
Mitgliedschaft erhalten. Zweifellos war das von Polen initiierte
Großmanöver „Anakonda“, mit mehr als 30.000 Soldaten unmittelbar
vor dem NATO-Gipfel, politisch das falsche Signal. Immerhin hat Polen
– im Gegensatz zu Russland – nach den Bestimmungen des Wiener
Dokuments Beobachter aus dem gesamten OSZE-Raum (auch russische)
eingeladen und das Manöver langfristig angekündigt. Ebenso
problematisch war die Entscheidung, das Raketenabwehrschild der
NATO in Polen und Rumänien zu installieren. Vor dem Hintergrund
des iranischen Atomabkommens muss Russland das System als gegen sich
gerichtet empfinden.

Deshalb hat Frank-Walter Steinmeier völlig zu Recht bemerkt, dass man
mit „Säbelrasseln“ keine Probleme löst und damit nichts anderes als eine
reine Selbstverständlichkeit ausgesprochen. Wir dürfen uns weder von
manchen unserer osteuropäischen Partnern, noch von US-
republikanischen Senatoren in einen Eskalationskurs gegenüber Russland
drängen lassen und müssen zugleich berechtigten Ängsten Rechnung
tragen. Das Russlandbild von Norbert Röttgen und anderen Steinmeier-
Kritikern ist eindimensional und deren Kritik wohlfeil. Sie wird der
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komplizierten Wirklichkeit genauso wenig gerecht, wie das rosafarbene
Russland-Bild der LINKEN.

 

Ross und Reiter klar
benennen
Auch wenn man Russland zugesteht, dass es sich durch die NATO-
Erweiterungsrunden und die NATO-Raketenabwehr bedroht sieht, so
sollte man doch in der aktuellen Debatte auch Ross und Reiter klar
benennen. So wie überhaupt bei der Frage, wer gerade wen provoziert,
vieles im Auge des Betrachters liegt.

Exemplarisch hierfür steht die Aussage des Sprechers von Präsident
Putin, der anlässlich der brutalen Hooligan-Übergriffe von russischen
(und britischen) „Fans“, diese dazu aufrief, „auf Provokationen egal
welcher Art nicht zu reagieren“ Außenminister Lawrow zeigte sogar
öffentlich Verständnis für die Gewaltausbrüche der russischen
Hooligans. Auch die Dopingsperre für die russischen Leichtathleten ist
aus russischer Sicht selbstverständlich eine „Verschwörung des Westens“.
Nun kann man zu Recht einwenden, dass auch deutsche und englische
Hooligans in Frankreich ihr Unwesen treiben und auch andere Nationen
dopen. Fakt ist jedoch, dass es sich im Falle Russlands erwiesenermaßen
um systematisches Doping handelt und dass wohl kein deutscher oder
englischer Außenminister auf die absonderliche Idee käme, die Untaten
„seiner“ Hooligans zu verteidigen. Hauptsache das Weltbild der
russischen Regierung bleibt intakt. Einmal mehr werden in reinstem
Orwellschen Neusprech Propaganda und Wunschdenken zur Realität
umgedeutet.

Ebenso wie die russischen Hooligans in Marseille „provoziert“ wurden,
„provoziert“ nun die NATO mit ihren Manövern und der Erweiterung
um Montenegro Russland. Man sollte hier jedoch bei den Fakten
bleiben: Die russischen Verletzungen der europäischen Friedensordnung
und der Prinzipien von Helsinki sind real. Dazu gehören die Annexion
der Krim, der unerklärte Krieg in der Ostukraine, die russischen
Manöver (mit bis zu 100.000 Soldaten!) an der polnischen Grenze (die
im Übrigen unter bewusster Umgehung des Wiener Dokuments als
„Alarmübungen“ deklariert wurden) ebenso wie die ständigen und
brandgefährlichen russischen Provokationen im NATO-Luft- und
Seeraum. Russland versucht zudem ganz offensichtlich, die EU durch
Instrumentalisierung der Flüchtlingsströme, antieuropäische und -
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amerikanische Hasspropaganda in den sozialen Netzwerken und die
Unterstützung rechtspopulistischer Parteien in Europa zu destabilisieren.

Nun lässt sich trefflich über Russland als „verfolgte Unschuld“ spotten,
dies hilft aber nicht weiter. Genauso wenig, wie das nahezu Mantra-hafte
Beschwören der Entspannungspolitik. Ja, wir brauchen Russland genauso
wie Russland Europa braucht. Deshalb müssen wir alle
Kooperationsforen nutzen, damit der Konflikt nicht weiter eskaliert.
Wahr ist aber auch: Es gehören immer zwei dazu.

Es spricht zudem vieles dafür, dass die Gründe für die neue
„Großmacht“-Politik Russlands vor allem dazu dienen, von
ökonomischen und innenpolitischen Problemen abzulenken. Deshalb
brauchen wir strategische Geduld und einen langen Atem. Vor allem darf
sich „der Westen“ auch weiterhin nicht auseinander dividieren lassen.
Das dies zumindest bislang nicht gelang, ist ein Erfolg, der nicht zuletzt
auch Waldimir Putin überrascht haben dürfte. Russlands Bedrohungen
gehen nicht von Washington, Brüssel oder Berlin aus. Die wirklichen
Gefahren für die Stabilität Russlands liegen in einer immer noch
unzureichend wettbewerbsfähigen Wirtschaft, korrupten Eliten, der
Kapitalflucht seiner Oligarchen und einer systematischen Aushöhlung
von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit – nicht zu vergessen die
islamistische Bedrohung innerhalb der eigenen Grenzen. Zudem
verursacht die militärische Überdehnung durch die Annexion der Krim,
den hybriden Krieg in der Ostukraine und die Teilnahme am Krieg in
Syrien enorme Kosten. Nicht der Westen oder dessen Sanktionen
schwächen Russland, das Land schwächt sich selbst.

 

Der Harmel-Bericht als
Modell?
In diesem Zusammenhang ist es sinnvoll an den Harmel-Bericht zu
erinnern, den der NATO-Rat am 14. Dezember 1967 verabschiedete.
Statt eines kompromisslosen „Entweder-Oder“ zwischen Abschreckung
und Entspannung definierte der Bericht eine „Doppelstrategie“ von
militärischer Stärke und einer „Politik der ausgestreckten Hand“, die sich
als visionär erwies. Damit stützte die NATO nicht nur die Ostpolitik der
Bundesregierungen dieser Jahre, sondern auch Gespräche zwischen den
USA und der UdSSR über die Begrenzung ihrer strategischen
Atomwaffen und leitete eine erste Entspannungsphase ein. Eine solche
Strategie wird auch heute wieder gebraucht, auch wenn manche dies als
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typisch sozialdemokratische „Sowohl-als-auch-Politik“ verunglimpfen
mögen. Denn die Erfahrungen aus den 70er und 80er Jahren lehren, dass
neben dem gemeinsamen Willen zur Verteidigungsbereitschaft immer
auch Instrumente des Dialogs und Kooperationsangebote gehören
müssen. Ansonsten droht unweigerlich eine gefährliche
Eskalationsspirale, die

zu noch mehr Konfrontation und Unsicherheit führt und weder die
sicherheitspolitischen Herausforderungen in Europa noch andere
Konflikte in der Welt löst. Daher ist in der aktuellen Situation eine
Diskussion mit unseren Partnern über den Nutzen von Abrüstung und
Rüstungskontrolle für die Sicherheit in Europa notwendig.  

 

Über das Einrennen von
offenen Türen
Es entbehrt jedoch nicht einer gewissen Komik, wenn
„Entspannungsnostalgiker“ immer wieder mit großem Aplomb offene
Türen einrennen und vehement Forderungen stellen, die bereits von der
Bundesregierung – allen voran von Frank-Walter Steinmeier und dem
OSZE-Beauftragten Gernot Erler – eins zu eins umgesetzt werden, wie
die Wiederbelebung des NATO-Russland-Rates, die Einrichtung eines
roten Telefons zwischen Brüssel und Moskau, die ablehnenden Haltung
gegenüber einer NATO-Mitgliedschaft der Ukraine und Georgien, die
Modernisierung der Instrumente der militärischen Vertrauensbildung
nach dem Wiener Dokument, einen Neuansatz bei der konventionellen
Rüstungskontrolle (KSE) sowie die Stärkung der OSZE unter deutschem
Vorsitz.

Die Botschaft muss deshalb lauten: „So viel Sicherheit wie nötig, so viel
Dialog und Kooperation wie möglich.“ Wir müssen der Eskalation
entgegentreten, statt sie weiter zu befeuern, zumal es keine militärische
Lösung für den Ukrainekonflikt geben kann. In diesem Zusammenhang
sollte man sich trotz der berechtigten Klagen über die mangelnde
Umsetzung von Minsk II (das im Übrigen von russischer und
ukrainischer Seite „torpediert“ wird) nochmals vor Augen führen, dass
noch vor zwei Jahren über die Bewaffnung der ukrainischen Streitkräfte
und die Gefahr eines weiteren russischen Vormarsches im Osten und
Süden der Ukraine bis zur Schaffung eines Korridors nach Transnistrien
diskutiert wurde.  Zumindest ist es den Vermittlern im Normandie-
Format bislang gelungen, eine weitere Zuspitzung des Konfliktes zu
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verhindern. Nun gilt es zu verhindern, dass aus der Ostukraine ein
weiterer frozen conflict entsteht. Das Treffen des NATO-Russland-
Rates in Brüssel, bei dem das Bündnis die russische Seite über die
Ergebnisse und Intentionen des Gipfels informieren wird, ist deshalb nur
zu begrüßen. Jeder regelmäßige kontroverse Austausch ist besser, als eine
gefährliche Sprachlosigkeit.

Bei den iranischen Atomverhandlungen hat die russische Regierung eine
konstruktive Rolle gespielt. Wir brauchen Russland auch zukünftig, etwa
bei der Regelung des Syrienkrieges. Nachhaltige Sicherheit für Europa
gibt es nicht ohne und schon gar nicht gegen Russland – aber derzeit
leider auch nicht mit Russland. Eine tragfähige Partnerschaft mit
Russland muss unser Ziel bleiben. Diese erfordert jedoch Vertrauen,
welches erst wieder hergestellt werden muss – und zwar auf beiden
Seiten. Solange muss die NATO als eine Art eierlegende Wollmilchsau
alles zugleich sein: Rückversicherung und Beistand, Verhandlungs- und
Dialogforum – und dies in enger Zusammenarbeit mit der EU und der
OSZE. Wir brauchen weder „Kriegs“- noch „Friedensgeheul“, sondern
eine realistische Russlandpolitik mit Augenmaß und Empathie.

Rolf Mützenich

Dr. Rolf Mützenich gehört seit 2002 dem Deutschen Bundestag an. Er
war von 2019 bis 2025 Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion.
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E. Schwarze schrieb am 06.07.2016

Interessanter Text, Stoff zum Nachdenken. Nicht
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gelungen finde ich spöttische Entgleisungen wie "Kriegs-
und Friedensgeheul". Dafür ist das Thema zu ernst.
Anges. der hysterischen Anti-Putin Kampagne der dt.
Medien scheint es mir grotesk, wenn ausger. aus DEU der
Vorwurf "orwellschen Neusprechs" an die russ. Regierung
gerichtet wird. Auch in Ihrem Text werden sprachl.
Doppelstandards wie z.B. "Krimannexion" gepflegt. Sie
tun so, als wäre die russ. Intervention in der UA vom
Himmel gefallen und nicht die evtl. sogar einkalkulierte
Reaktion auf den Putsch in Kiev. Und ja, wenn
bewaffnete Schlägertrupps eine gewählte Regierung
stürzen, nennt man das einen Putsch. Die USA und
Freunde betreiben seit 1945 weltweite Propaganda,
warum ist es aggressiv wenn Russl. nun das Gleiche tut?

E. Schwarze schrieb am 06.07.2016

Sie vergleichen die russ. Besorgnis über die "gefühlte"
NATO-Einkreisung , Raketenabwehrschirm u.
propagandistisches Sperrfeuer mit der westl. Besorgnis
über russ. Schläger bei einer EM und der Zunahme russ.
Propaganda, für die sich eine Minderheit empfänglich
zeigt, das hinkt.
Sie wollen Roß und Reiter benennen, nun gut: Ein



7/20

Putsch bleibt ein Putsch, eine Sezession unter
rechtswidriger Mithilfe russ. Militärs ist keine Annexion
(schon gar keine verbrecherische). Sanktionen sind eine
Form der Kriegsführung. Die europ. Friedensordnung
wurde bereits mit den Kriegen zur Zersplitterung
Jugoslawiens verletzt. Die Probleme der EU sind
strukturell und selbstverantwortet u. nicht Resultat russ.
Propaganda. Wenn Zwei sich streiten (EU vs. RU), freut
sich der Dritte (raten Sie mal).

Peter Panther schrieb am 12.07.2016

Guter Beitrag, natürlich, aber wesentliche Fakten werden
eben doch vergessen:
1. Die Krim gehörte seit Jahrhunderten zu Russland, die
Zuordnung innerhalb der damaligen UdSSR zur Ukraine
(1956)
war sicherlich nicht als Aufgabe russischen Territoriums
gedacht.
2. Russland hatte nach Zerfall der UdSSR mit der
Ukraine Verträge über die gemeinsame Nutzung der
Häfen geschlossen, die durch die vom Westen geförderte
Annäherung an EU und NATO in Gefahr geriet, dass
Russland hier reagieren würde, war absehbar, auch wenn
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hier dies niemand wahrhaben will. Bis zu diesem
Zeitpunkt hat Russland die Mitgliedschaft ehemaliger
Ostblockstaaten in der NATO ja akzeptiert.
3. Eine Politik, die Länder wie Russland oder auch den
Iran in die Arme Chinas treibt, scheint nicht besonders
weitblickend.
3.

Peter Panther schrieb am 12.07.2016

Wirtschaftssanktionen, die nicht zielführend sind, weil
sie zu keiner Meinungsänderung des Kontrahenten
führen, sind nicht klug. Eine Destabilisierung Russlands
kann nicht im Interesse Europas sein. Was die
Zerstörung von Staaten, ja ganzer Regionen in der
Nachbarschaft für die EU bedeutet, zeigt die
Flüchtlingsproblematik gerade deutlich.

Gerd Pflaumer schrieb am 12.07.2016

In dem erfreulich ausgewogenen Artikel, der sich
wohltuend von den häufig einseitigen CDU-Positionen
abhebt, vermisse ich eine deutliche Aussage Mützenichs
zu den gegen Russland verhängten Sanktionen. Es wird
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höchste Zeit, dass die SPD auf eine baldige Beendigung
dieser völlig nutzlosen Strafaktion drängt, die im Zweifel
sowieso die Falschen trifft, zu denen nicht zuletzt auch
die deutsche Wirtschaft gehört. Man sollte sich nicht
länger der Illusion hingeben, Putin damit in die Knie
zwingen zu können. Ich bin sicher, Putin würde eine
Aufhebung der Sanktionen als Zeichen für
Kompromissbereitschaft werten und dies seinerseits
honorieren. Deutschland stünde übrigens damit in der
EU nicht allein.

U.Walter schrieb am 12.07.2016

Der Autor, der durchaus sehr vernünftig ist, scheint
bereits im Wahlkampfmodus verfallen zu sein. Warum?
Der Außenminister sorgte damals durchaus für Irritation
nicht nur in Deutschland, in der Regierung, sondern
auch im Bündnis, sodass tagsdrauf er zurückruderte.
Erstaunlich. Und dann der Vergleich russ. Hools zu
vergleich mit NATO-Hoolls, ist Gipfel und Zeichen
einer beginnenden Umkehr in der Russlandpolitik zu
einer Kuschelpolitik. Diese waren noch nie gute Begleiter
von Politik, sondern zeigt dem Gegner die eigene
Schwäche. Insofern war der Warschauer Gipfel, Zeichen
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von der ausgestreckten Hand aber gleichzeitig
Abschreckung und Zeichen an die bedrohten Völker im
Osten, ihr seid nicht allein. Das ist Stärke.

Galgenstein schrieb am 12.07.2016

@Schwarze. Würde Ihnen dringend empfehlen einmal
einen Blick auf die Landkarte zu werfen. Russland hat
über 60.000 Kilometer Grenze und davon grenzen gerade
einmal 1.200 an NATO-Staaten. Wer hier von
"Einkreisung" spricht hat entweder von Geographie keine
Ahnung oder plappert halt nach, was Russland vorgibt.
Wie kann man einen Menschen ernst nehmen, der all
das, was die russische Propaganda so von sich gibt, ernst
nimmt?
Putsch? Setzt Militär voraus. Das Volk hatte von einem
korrupten, wortbrüchigen Janukwotisch genug. Der
jugoslawische Staatenbund hatte es sich übrigens
aufgelöst, bevor es zum Krieg kam. Serbien wollte das
nicht hinnehmen. Und wer kein Problem hat, wenn
Russland mehrere Divisionen an die Grenze verlegt,
braucht sich wegen ein paar NATO Bataillonen keine
Sorgen machen.
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JochenL schrieb am 12.07.2016

Eine erstaunte Rückfrage an die Konsistenz des
Arguments: Wieso "gehen… Russlands Bedrohungen …
nicht von Washington, … aus", wenn gilt, dass "Russland
… das Raketenabwehrschild der NATO in Polen und
Rumänien … als gegen sich gerichtet empfinden muss"?
Gegen wen oder was ist es denn gerichtet, nach
Einschätzung des Autors?

Mark Merz schrieb am 12.07.2016

Wieviele Artikel wollen Sie hier eigentlich noch
veröffentlichen, die mir einreden wollen, im wesentlichen
sei Rußland Schuld an den neuaufgelebten Spannungen
mit der NATO?

Ich empfehle im Falle internationaler Spannungen (und
erst Recht Kriege) IMMER und vor allem die "Cui bono"
Frage zu stellen - und dieser Konflikt nutzt weder
Rußland noch der EU.

Hellmut schrieb am 12.07.2016
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Kritik an der NATO!! D wird doch nicht etwa die USA.
unsere "Freunde", brüskieren? Woher kommt der
plötzliche Sinneswandel? Hat das Ergebnis der
Volksbefragung in GB die Regierung aufgeschreckt und
sie aus ihrem Wolkenjuckucksheim auf den Boden der
Realität geholt?
Oder ist es der immer lauter werdende Unmut der
Industrie und der restlichen Bevölkerung gegen die
Sanktionen, die weniger R, aber mehr D und der EU
schaden? Oder ist es gar der Wahlerfolg der AfD, der die
ablehnende Haltung des Volkes zur gegenwärtigen
Politik widerspiegelt? Und die deshalb mit allen Mitteln -
und eben auch mit einer Politikänderung - bekämpft
werden muss? Hoffentlich behält Putin bei dem
Säbelgerassel, was plötzlich keins sein soll, die Nerven.
Und: Wem gehörte die Krim, bevor Chrustschow sie der
U überlies?

V. Ladwig schrieb am 12.07.2016

@ E. Schwarze:
Der Unterschied zwischen amerikanischer und russischer
"Propaganda"? RUS bezahlt z.B. zahlreiche Menschen
dafür, dass sie im Internet unterwegs sind und
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putinfreundliche Kommentare schreiben. Hm...
Im Ernst: dass westliche Demokratien das Bewusstsein
für die freiheitliche Grundordnung fördern wollen, ist
doch nicht gleichzusetzen damit, wenn Regime
Personenkult betreiben und Unwahrheiten verbreiten.

Sanktionen sind Beeinflussungen, keine
Kriegshandlungen. Wenn man weit greifen wollte,
könnte man sagen, es seien Interventionen, auch das ist
aber schon ein starkes Wort.

Russland zu verteufeln ist leicht, es auf eine Stufe mit
westlichen Demokratien zu stellen, auch. Beides stimmt
nicht.

Gerd Weghorn schrieb am 13.07.2016

Auch Herr Mützenich macht Politik, ohne seinen
"Clausewitz" zu kennen.

Die Prinzipienlosigkeit der SPD, ihr empiristisches
Auflisten von dieser taktischen Maßnahme und jener
taktischen Maßnahme, das gesinnungsethisch fundierte
Verteilen von Betragensnoten an Politiker: dies erklärt
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den politischen Niedergang dieser Partei.

Die SPD hat seit Anbeginn in einem versagt: die
Machtfrage zu stellen und zu beantworten. Sie hat sich
deshalb als Erfüllungsgehilfe der Herrschenden erwiesen,
indem sie nichts zur "politischen Willensbildung des
Volkes" (Art. 21 GG) beigetragen hat, was dem "Volk"
Krieg und andere Staatsverbrechen erspart hätte.

Herr Mützenich sollte doch einfach mal die Schriften
von Strategen zur Hand nehmen, Brzezinski und
Kissinger lesen und verstehen, dann verstünde er Putin!

Galgenstein schrieb am 13.07.2016

Hier wird immer wieder vorgebracht, dass die
Sanktionen gegen Russland unnütz seien. Im
wesentlichen richten sich diese Sanktionen gegen eine
Handvoll Oligarchen. Die mögen zwar darunter leiden,
aber deren Wohlergehen mit dem Wohlergehen
Russlands gleichsetzen zu wollen, ist doch ein wenig arg
an den Haaren herbeigezogen, Fakt ist und bleibt, dass
Russland mit der Annexion der Krim freiwillig
eingegangene Verträge zum Schaden Dritter gebrochen
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hat. Wie kann man nur auf die Idee kommen dies
schönzureden?
Ostpolitik ist keine Russlandpolitik. Eine Verständigung
mit Russland zu Lasten Dritter, d.h. all der Staaten, die
zwischen Russland und Deutschland liegen, geht schon
gar nicht. Dieses haben sowohl unter der Sowjetunion
und/oder unter Deutschland zu viel erlitten.

E. Schwarze schrieb am 13.07.2016

Herr Galgenstein, wenn Sie Ihren Blick von Russlands
Grenzen ab- und den weltweiten US
Militärstützpunkten u. sonst. Präsenzen zuwenden, wird
das mit der Einkreisung vielleicht klarer. Gut, dass Sie
genau wissen, wovon das ukr. Volk genug hatte. Ich
dachte, auf dem Maidan waren einige 100tausende eines
Volkes von ca. 40 Mio anwesend. Wahrscheinlich fassen
Sie dessen Abwesenheit als stillschweigendes
Einverständnis auf.
Die Regierung wurde von bewaffneten Rechtsradikalen
mit Standleitung zum Kiewer US-Botschafter vertrieben
u. Janukovich mit dem Tode bedroht. Aber gut, wenns
keine Soldaten waren, dann war es wohl auch kein
Putsch. Aber, bei allem Respekt, die westlichen Drähte



16/20

hinter dem Umsturz zu leugnen, ist
Realitätsverweigerung.

E. Schwarze schrieb am 13.07.2016

Herr Ladwig, Ihre dezente Unterstellung nehme ich
erheitert zur Kenntnis. Ich frage mich auch gelegentl. was
manch Teilnehmer dieses Forums so antreibt.
Auch im Ernst, man kann schwerlich Dinge diskutieren,
wenn man nicht bereit ist, sich um allgemeingültige
Definitionen zu bemühen, sondern im Gegenteil mittels
Wording Sachverhalte verschleiert u. Feindbilder
aufbaut. Der Aufbau dieser (alten) Feinbilder wird von
unserer Seite mit einer Vehemenz betrieben, dass ich
fürchte, es steht mehr als schlecht um uns. Denn wie wir
alle wissen, für den Zusammenhalt im Inneren gibt es
nichts besseres als einen übermächtigen äußeren Feind.
Ich frage mich nur voller Sorge was noch kommt, sollte
sich RUS weiterhin so beharrlich weigern das Spiel
mitzuspielen.

vriegel schrieb am 22.07.2016

Russland ist nicht Putin und Putin ist nicht Russland.
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Vor allem in den großen Weiten und in der ländlichen
Bevölkerung, die weitgehend ungebildet ist, hat die
Propaganda viel erreicht. Viele, vor allem jüngere Russen
sind stark westlich orientiert, auch wenn das im Lande
selbst oft anders dargestellt wird.

Konflikte gibt es, weil Eliten es so wollen. Ebenso ist es
mit Kriegen. Menschen sind leider manipulierbar, je
ungebildeter sie sind, desto einfacher.

Im Artikel von Mützenich gibt es wenig, dem man nicht
zustimmen kann. Die baltischen Staaten kennen die
Russen. Ohne NATO-Zugehörigkeit wären hier
sicherlich schon (militärische) Konflikte aufgetreten. Es
ist wichtig Russland Grenzen auf zu zeigen, aber auch
Ruhe zu bewahren. Es gibt auch viel gemeinsames,
zumindest bei den Menschen

vriegel schrieb am 22.07.2016

Man darf aber auch nicht unterschlagen, dass die USA
offensichtlich zuviel gezündelt haben in der UA. Was
und wieviel genau, wer weiß das schon. Warum musste es
soweit kommen, dass der "Westen" und Russland wieder
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auf Konfrontationskurs sind? Hier hat die Politik auf
beiden Seiten offenbar viel falsch gemacht.

Dennoch: Putin und Konsorten sind keine Demokraten
und ihr Handeln beruht im Wesentlichen darauf sich
selbst zu bereichern. Nun könnte man sagen jedes Land
hat die Regierung, die es verdient. Stimmt ja auch. Aber
das greift natürlich zu kurz. Russland ist groß, vor allem
geografisch und als Atommacht. Und man hat den
russischen Bären zu arg gereizt.

Jetzt dauert es wohl wieder eine Generation, bis sich das
(hoffentlich) wieder zum Guten wendet.

Schade eigentlich.

Galgenstein schrieb am 27.08.2016

@ Vriegel In welcher Weise sollen denn die USA in der
Ukraine gezündelt haben? Sollte ihr Vergehen darin
bestehen, dass sie sich für das Budapester Memorandum
als eine der Signatarmächte stark gemacht haben? Oder
war es die Unterstützung der Institutionenbildung, des
Rechtsstaatsgedankens und der Gewaltenteilung. Oder
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beruht ihr Vergehen darauf, dass sie jene unterstützten,
welche die Korruption im Land anprangerten? Wer
derlei zur Debatte stellt, muss sich natürlich auch fragen
lassen, warum er dies als keine förderungswürdigen Ziele
erachtet.
Nicht die USA sind für die Ukraine das Problem,
sondern Russland, das befürchtet nicht mehr nach
Belieben in der Ukraine mitregieren zu können. Jeder
weiss dass Russland wenig von Bekämpfung der
Korruption oder Modernisierung der Wirtschaft hält.

Erik schrieb am 22.09.2016

@Galgenstein; den Ausführungen Herrn Weghorns ist
nichts hinzuzufügen. Lesen Sie Brzezinski, "Die einzige
Weltmacht" hören Sie US-Politikern zu, wie z.B. Ms.
Nuland (Fuck the Eu) oder Wesley Clark oder Barrack
Obama. Hören Sie sich George Friedman, den Stratfor-
Chef zum Thema Russland/Deutschland an. Augen
verschließen und Vorurteile pflegen wird uns nicht vor
der Katastrophe retten.

Anja Böttcher schrieb am 02.11.2016
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Die Leugnung der aggressiven Absichten der US-Falken
hinter NATO-Erweiterung, Stützung von Terrorismus
im Kaukasus und der konfrontativen Einverleibung der
Ukraine, die das Land spaltete (warum musste es denn
EU oder - statt: und - eurasische Union sein?), sind
einfach unglaublich, ebenso die Leugnung, dass
Thinktanks wie der CSIS mit den Raketenschirmen eine
US-Erstschlagkapazität gegen Russland anstreben - wie
aber soll Frieden möglich sein ohne Ehrlichkeit? Die
Bundesregierung knickt doch stets vor den US-Falken
ein! Sie ist doch gar nicht zur Eskalationsbeschränkung
fähig!

Nein, Herr Mützenich, auch die Mehrheit der
Bundesbürger erachten primär die USA und die NATO
als Gefahr für den Weltfrieden, nicht in erster Linie
Russland!

Zum Seitenanfang


